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Arbeiter fordern: Setzt Betriebsräte ein!
FDGB-Bundesvorstand versucht Diskussionen zu unterdrücken

Seit zwei Wochen g ib t es in  den Großbetrieben der Sow jet­
zone eine die Gewerkschaftsführung stark beunruhigende D is­
kussion. V ielerorts forderten die Arbeiter eine W iedereinfüh­
rung des Betriebsräte-Systems und die Auflösung der unfähigen 
Betriebsgewerkschaftsleitungen. D ie vergangene 23. Tagung 
des FDGB-Bundesvorstandes hat sich m it diesem Thema nach­
drücklich befaßt und vor einem „gefährlichen Nachgeben 
gegenüber klassenfeindlichen Argumenten“  gewarnt. Gleich­
ze itig  mußte die FDGB-Führang jedoch zugeben, daß sich die 
BGB als unfähig und „nicht immer den Wünschen der W erk­
tätigen entgegenkommend“  erwiesen hätten. Was aber steckt 
nun w irklich hinter dieser nun vom FDGB m it Macht unter­
drückten Auseinandersetzung?
Bis 1948 herrschte auch in  der 

Sowjetzone das System der Be­
triebsräte in  den einschlägigen 
Groß- und M ittelbetrieben. 
Diese gehörten nach 1945 zwar 
auf jeden F a ll dem FDGB, aber 
nur in  den seltensten Fällen  
auch der SED an. Das kam da­
her, w eil die Arbeiter m it Vor­
bedacht solche Kandidaten wähl­
ten, die sich von keiner poli­
tischen Pa rte i gängeln lassen 
würden.

Betriebsräte „überholt“  ?
1948 erklärten SED und FDGB 

plötzlich das Betriebsrätewesen 
fü r „gesellschaftlich überholt“ . 
Ohne die Gewerkschaftsmitglie­
der zu befragen, wurden die 
gewählten Betriebsräte über 
Nacht durch zumeist admini­
strativ eingesetzte „Betriebs­
gewerkschaftsleitungen“  abge­
löst. Heute ist die „B G L “  
längst zu einem Bestandteil des 
Systems geworden. Ihre M it­
g lieder werden in  engster Zu­
sammenarbeit m it der Betriebs­
parteileitung aufgestellt und 
„gew äh lt“.

Von einer solchen Gewerk­
schafts-Vertretung kann man 
naturgemäß nicht erwarten, daß 
sie in irgendeinem Punkt gegen 
die SED-Betriebsleitung, den 
von der SED aufgestellten P lan  
oder gegen die von anderen 
SED-Steilen diktierten sozialen 
Gegebenheiten Stellung bezieht. 
Au f der letzten FDGB-Tagung

drückte dies ein Magdeburger 
Ingenieur so aus: „W enn w ir  
Lohn- oder Arbeitsstreitigkei­
ten haben, dann gehen w ir  
immer gleich zur Staatsanwalt­
schaft. Dann kann sich die BG L 
wenigstens nicht vorher m it 
unseren künftigen Gegnern vor 
dem Arbeitsgericht verabreden!“ 
E in  Postocker W erftarbeiter 
erk lärte: „W ir  waren immer
froh, wenn in  der B G L recht 
dämliche K o llegen  saßen. D ie 
richteten wenigstens keinen 
Schaden a n !“ Und auf den Zw i­
schenruf eines empörten FDGB- 
Funktionärs meinte der Mann 
aus Rostock: „B isher sind alle 
Ko llegen  rausgeflogen, die sich 
an die früheren BG L um H ilfe  
gewandt haben. Dafür ist unser 
vorletzter BGL-Sekretär heute 
Arbeitsdirektor im gleichen Be­
trieb ! Und die w ir  je tzt in  der 
B G L haben, die sind so dumm, 
daß es bei ihnen höchstens zum 
Werkstattausfegen reichte. In ­
folgedessen haben sie erst gar 
nicht solche Ambitionen . .  . ! “ 

Man hätte vergeblich in der 
„Tribüne“ und im  „Neuen 
Deutschland“ nach solchen Zita­
ten gesucht. Der FDGB-Bundes­
vorstand verzichtete diesmal 
wohlweislich auf breitere Ver­
öffentlichung der anfallenden 
Diskussionen. Aber er gab zu, 
daß die B G L noch „vieles ler­
nen“  müßten. Und ein Leip ziger 
Bezirksfunktionär beschwor die 
Anwesenden geradezu flehent­

lich, sich doch fü r die Beibehal­
tung der B G L  in  ihrer jetzigen  
Form  einzusetzen.

Änderung unumgänglich
Demgegenüber sind sich viele 

Gewerkschaftsm itglieder heute 
darüber im  klaren, daß eine 
Änderung der FD G B-Arbeit in 
den-Betrieben unumgänglich ist. 
Das bisherige BG L-W esen hat 
sich als im  höchsten Maße un­
sozial erwiesen. W aren die Be­

triebsgewerkschaftsleitungen 
bis vo r  wenigen Jahren noch 
Brutstätten der Korruption — 
durch Präm ienwesen und in 
ihrer Eigenschaft als Verteiler 
von Mangelprodukten —  so sind 
sie heute lediglich propagan­
distische Untergruppen der 
SED. V ie le  Arbeiter, die im  
FD G B zwangsorganisiert sind, 
gehören aber auch anderen Pa r­
teien  w ie  z. B. der Ost-CDU 
oder der LD P D  an, ohne daß 
sie je  die Möglichkeit haben 
werden, einen Kandidaten aus 
ih rer M itte  zum BGL-Sekretär 
zu machen. W ürde jedoch in 
geheim er Abstimmung der Be­
legschaft e in  Betriebsrat ge­
wählt, hätte dieser tatsächlich 
das Vertrauen der Arbeiter und 
auch die SED-Betriebsgruppe 
müßte ihn respektieren. Un­
m öglich ist jedoch ein Zustand, 
in dem eine geschlossene BGL- 
Leitung, nur w eil sie der SED 
angehört, im  Zuge der Parte i­
disziplin als ausführendes O r­
gan der Betriebsparteileitung 
fungiert. Unter den gegenwär­
tigen  Verhältnissen ist nämlich 
der SED-Betriebsgruppen-Se- 
kretär in Gewerkschaftsfragen 
auf höherer Ebene weisungsbe­
rechtigt als die ganze BGL. Das 
Ergebnis lieg t vor. Und die 
Forderung der Arbeiter nach 
Einführung der Betriebsräte, 
die von der SED wohlweislich 
abgeschafft wurden, ist in höch­
stem Maße berechtigt und ak­
tuell.



Die unmögliche 
Parole

D T . Es ist im  Leben  nicht 
schlecht eingerichtet, daß am 
Rande unerfreulicher Zustände 
.der P o lit ik  doch immer w ieder 
auch die heitere Kom ödie spielt. 
Sie sp ielt dieses M al in  der R e ­
publik von Pankow  und trägt 
den T ite l: Breitere Entfaltung 
der Demokratie. Um auch auf 
parlamentarischem Gebiet m it 
der Bundesrepublik in  einen 
W ettbewerb zu treten, den sie, 
w ie  angekündigt wurde, „nicht 
überstehen w ird “ , hat man die 
von diktatorischer Strenge g e ­
prägten Züge der Volkskammer 
etwas aufgelockert. Bisher wurde 
dort linientreu nur ja  gesagt, 
sonst nichts. Nun dürfen zwar 
die Abgeordneten künftig  kei­
neswegs nein sagen —  das wäre 
nämlich nicht eine Auflockerung, 
sondern eine Umwälzung ■—, 
aber sie dürfen Anfragen stel­
len, Zwischenrufe machen und 
sie dürfen sogar lachen. Es hat 
fast den Anschein, daß diese 
Neuerung nicht als Recht, son­
dern als Pflicht eingeführt w or­
den ist, sozusagen als ein Soll, 
das zur Sicherung einer schöne­
ren parlamentarischen Optik er­
fü llt und also übererfüllt w er­
den muß.

Das kommunistische. „Neue 
Deutschland“ verzeichnet des­
halb in  seinem Bericht über die 
letzte Sitzung der Volkskammer 
in  fe tter Schrift nicht weniger 
als vierzehnmal „H eiterkeit“ 
und sechsmal so kühne Z w i­
schenrufe w ie „H ört! H ö r t !“ 
und „Sehr r ich tig !“ D ie H eiter­
keit, die sich zunächst etwas 
zaghaft vorw agt und ihrer 
selbst noch nicht ganz sicher 
ist, brach allerdings nicht im­
mer an der richtigen Stelle aus. 
A ls z. B. einer der Redner von 
der Notwendigkeit einer ver­
ständnisvollen Behandlung des 
Staatsbürgers, von der Gewähr­
leistung seiner Rechte und von 
der Einhaltung der Gesetzlich­
keit sprach, fehlte sie ganz, ob­
wohl sie hier als ironisch ge­
äußerte Ungläubigkeit ganz am 
P la tze  gewesen wäre. An ande­
ren Stellen wiederum hinterließ 
die H eiterkeit eher den E in­
druck eines Personenkultes 
„neuen Stils“ . Sie äußerte sich 
nämlich, als Genosse Ulbricht 
sich m it einigen „biederen“ Zw i­
schenrufen bemerkbar machte

und klang dann fast w ie  eine 
schuldige Reverenz. A ber w ir 
wissen ja : A ller Anfang ist 
schwer und erst Übung macht 
den Meister.
„Adenauer stürzen“

Den Tiefstand der politischen 
Rechte der Parteien  und des 
Parlaments der Zone kann man 
am besten daran ermessen, daß 
solche Neuerungen bereits als 
„breitere Entfaltung der Demo­
kratie“ verstanden und geprie­
sen werden. W enn Ja-Sager 
und M itläufer sich um die dik­
tatorisch gesicherte „führende 
K ra ft “ der kommunistischen 
Parte i sammeln, von ihr be­
herrscht und gelenkt, und wenn 
sie dann „H ört! H ö r t !“ und 
„Sehr r ich tig !“ rufen und gele­
gentlich. sogar H eiterkeit zei­
gen, dann w ird  aus solchem Ge­
tue und Gehabe noch kein de­
mokratisches Parlament. * Von 
ihm kann man erst dann spre­
chen, wenn Parteien, die auf g e ­
trennten L isten  fre i gewählt 
sind, das unantastbare Recht 
genießen, eine von der R eg ie­
rungspolitik abweichende und 
sogar ihr widersprechende M ei­
nung zu vertreten. N icht die 
Ja-Sager, sondern die Nein- 
Säger oder, besser ausgedrückt, 
die Spannung beider bildet das 
fre ie  Parlament, und zwar mit 
dem Recht, unter den in der 
Verfassung bestimmten Voraus­
setzungen die Regierung auch 
zu wechseln.

D ie  Machthaber der Zone ha­
ben vie l Sinn fü r das Recht 
zum Sturz der Regierung, wenn 
es in  anderen Ländern ausge­
übt w ird. Sie selbst aber sichern 
sich gegen dieses Schicksal, das 
ihnen von einer großen Mehr­
heit der Bevölkerung zugedacht 
ist, parlamentarisch durch die 
Einheitsliste der „W ahlen“ und 
außerparlamentarisch durch 
fremde Panzer. Sehr gern dage­
gen möchten sie die Bundes­
regierung, die solcher Sicherun­
gen nicht bedarf, gestürzt se­
hen. Sie rufen sogar hierzu auf. 
W enn ein Kommunist von ho­
hem stalinistischen Rang w ie 
der Genosse Ulbricht, von dem 
jeder weiß, daß er eine fre ie 
W iedervereinigung Deutschlands 
w eder w ill noch überhaupt w o l­
len kann, —  wenn ein solcher 
Mann die Notwendigkeit pro­
klamiert, daß Bundeskanzler 
Adenauer gestürzt werden 
müsse, dann sollte jeder deut­
sche W ähler darüber einmal 
gründlich nachdenken. H inter 
dieser Forderung steht nicht der

W ille  zur W iedervereinigung, 
sondern der diabolische Versuch 
zu ihrer billigsten Lösung im  
Sinne des Kommunismus. W er 
überhaupt sehen w ill, der muß 
h ier sehen, daß U lbricht zum 
Sturz der Bonner Regierung 
nicht deshalb auf ruft, w eil 
Adenauer sich angeblich der 
W iederverein igung Deutschlands 
widersetzt, sondern w eil er be­
sonders hart der kommunisti­
schen U n t e r w e r f u n g  
Deutschlands im  W ege steht. 
K e in  Deutscher, m ag er sich in 
der Bundesrepublik zur Po litik  
der Regierung oder der Oppo­
sition bekennen oder in der 
Zone m it der Einheit auch die 
Freiheit Deutschlands erwarten, 
kann an dieser Tatsache Vorbei­
gehen.

Warnung* vor dem 
Wahlkampf

Der, Vorstoß Ulbrichts zeigt 
aber auch die Gefahr, der w ir 
entgegengehen, wenn im  Kam pf 
um die Bundeswahlen des näch­
sten Jahres die F rage der W ie- 
■ dervereinigung zum beherr­
schenden politischen Streitpunkt 
werden sollte. D er Präsident 
des Bundesrates, der schleswig­
holsteinische M inisterpräsident 
Dr. v. Hassel, hat jüngst in be­
rechtigter Sorge vor einer sol­
chen Entwicklung gewarnt. Es 
äst selbstverständlich das gute 
Recht der sozialdemokratischen 
Opposition, m it den kommenden 
W ahlen zum Bundestag einen 
Regierungswechsel zu erstreben, 
selbst wenn das nur aus dem 
Grunde geschähe, um „endlich 
auch einmal an die Macht zu 
kommen“ . Guter Geschmack und 
politische K lugheit sollten sie 
aber davor bewahren, dem 
Kam pf um dieses Ziel einen In ­
halt zu geben, der den Parolen 
des Genossen U lbricht auf das 
Haar gleichen würde. D ie pole­
mische These der SPD, daß die 
Bundesregierung m it ihrer bis­
herigen P o litik  eine W iederver­
ein igung verhindert habe, ist 
falsch. Die m it ihr verbundene 
Vorstellung, daß eine anders­
geartete Po litik  bereits zur E r­
fü llung dieses deutschen Zieles 
geführt haben würde, muß mit 
fast mathematischer Sicherheit 
als eine Illusion bezeichnet w er­
den. W er diese S treitfrage in 
den W ahlkampf hineinträgt, der 
mischt ihm G ift bei und gibt 

(Fortsetzung auf Seite 7)



Lieber Leser!
W ir  wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in  der sowjetischen B e­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer L eser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der, aber m it Angabe der Num­
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen an fo lgende Adres­
se zu schicken:

Herrn E . E e j n i
Berlin-Tem pelfrof X 

Manfred-v.-Bichthofen-Str. 2, XI

F a lls  Sie den kleinen TA G  
m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B r ie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ihre 
H ilfe .

London: Oder-N eiße keine Grenze
Britische Haltung seit Potsdam unverändert

London (A P ). E in  Sprecher 
des britischen Außenministe­
riums hat erklärt, d ie britische 
Regierung sei nach w ie  vor der 
Ansicht, daß die deutsche Ost­
grenze erst in einem gesamt­
deutschen Friedensvertrag fest­
gelegt werden könne.

D er Sprecher bejahte die 
Frage, ob die Festlegung der 
deutschen Grenze damit w eiter­
hin offen bleibe. E r  w ar im  Zu­
sammenhang m it der scharfen 
Ablehnung, die eine britische 
Studie über die deutsche Ost­

grenze in  Deutschland gefunden 
hat, nach der o ffiz ie llen  Ein­
stellung der britischen R eg ie ­
rung gefragt worden.

D ie Antw ort des Sprechers 
des Fore ign  Office entspricht 
der offiziellen britischen H a l­
tung in der F rage  der Ost­
grenze Deutschlands, w ie  sie 
seit dem Potsdamer Abkommen 
eingenommen wurde. London 
hat die Oder-Neiße-Lin ie nicht 
als Grenze anerkannt und die 
Festlegung einer wirklichen 
Grenzlinie späteren Friedens­
verhandlungen Vorbehalten.

Die Antwort aus Bonn
Eine scharfe, verdiente Zurechtweisung

D T . D ie Erklärung, m it der 
die Bundesregierung die Stel­
lungnahme des Zentralkomitees 
der K P dS U  zum Verbot der 
K P D  beantwortet hat, gleicht 
einer scharfen Zurechtweisung, 
d ie verdient ist. Dabei is t die 
deutsche Antw ort noch milde, 
wenn sie die Behauptung, die

Das „fremde Haus“
Pankows Angriffe auf Bischof Spüibeck

D T. Offensichtlich einer zen- dessen Fundamente
tralen Anweisung folgend, hat 
die Presse von Ostberlin ge­
stern scharfe Angriffe  gegen  
den Bischof von Meißen," Otto 
Spülbeck, wegen der Ansprache 
gerichtet, die er auf dem K ö l­
ner Katholikentag gehalten hat. 
„Schlimmer Mißbrauch der 
kirchlichen Lehre fü r politische 
Zwecke“ , das ist noch der ge­
ringste Vorw urf, der erhoben 
wird. Und weshalb ? Der so 
he ftig  A ngegriffene hat in Kö ln  
zunächst erklärt, er w olle nicht 
von den politischen Lösungen 
und den politischen Machtfäk- 
toren sprechen, dazu habe er 
keine Legitim ation. Indem  er 
sich m it diesen W orten von den 
politischen Streitfragen aus­
drücklich distanzierte, wandte 
er sich den k u l t u r e l l e n  
Beziehungen zu. in denen es, 
w ie er sagte, zwischen den 
Kommunisten und den katholi­
schen. Christen der D D R  nichts 
Gemeinsames gäbe. Diese Chri­
sten seien jedoch keine Staats- 
feinde, sondern achteten den 
Staat als Ordnungsmacht in der 
Öffentlichkeit. Aber dieser Staat 
sei ihnen ein „fremdes Haus“,

sie für 
falsch hielten.

W as hier gesagt wurde, — 
wohlgem erkt: zu der ge is tig­
weltanschaulichen Situation der 
Christen in  der Zone —  das ist 
doch wohl die vo lle Wahrheit- 
und W irklichkeit. Die kommu­
nistische SED und die von ihr 
getragene Regierung sind doch 
tatsächlich bemüht, den Staats­
bürgern eine bestimmte Ideolo­
gie  m it totalitären Methoden 
aufzunötigen. Das beginnt im 
Kindergarten, setzt sich über 
die Schulen und die staatlichen 
Jugendorganisationen fo rt und 
erreicht, später in dem FDGB, 
den Parteien und allen Einrich­
tungen des öffentlichen Lebens 
den Höhepunkt. Das ist eine 
unbestreitbare Tatsache; aber 
es ist offensichtlich nicht er­
laubt, das zu sagen. Man ist 
praktisch und programmatisch 
totalitär, w ill aber um keinen 
Pre is als totalitär angesehen 
und genannt. werden. W ahr­
scheinlich deshalb, weil man in 
schrecklichem Widerspruch zu 
jenem W ort z u :: ' ' . • rv e 
„freieste Demokratie der W elt“ 
sein möchte.

Bundesregierung wolle die W ie ­
dervereinigung Deutschlands mit 
kriegerischen M itteln  erzwin­
gen, als phantastisch und 
töricht bezeichnet. H ier  wären 
noch ganz andere Kennzeich­
nungen angebracht, die m e s ­
sen nicht zur Sprache einer ver­
antwortlichen Regierung gehö­
ren. Es ist gut, daß die Bun­
desregierung diese Einmischung 
entschieden zurückgewiesen hat. 
Bedauerlich bleibt nur, daß 
auch dieser Vorgang wiederum 
zeigt, w ie sehr die M öglichkeit 
korrekter oder sogar freund­
licher Beziehungen m it der So­
wjetunion durch den Umstand 
beeinträchtigt w ird, daß die 
Sowjets sich als die Schutzher­
ren frem der kommunistischer 
Parteien  aufspielen.

A ls eine empfindliche Störung 
der deutsch-sowjetischen Bezie­
hungen erweist sich immer 
mehr auch die Art, w ie der 
Krem l die F rage der Rückfüh­
rung sowjetischer F lüchtlinge 
aus der Bundesrepublik nach 
der Sowjetunion behandelt. 
Auch hier hat die Bundesregie­
rung falsche Behauptungen und 
Beschuldigungen, die in der 
letzten sowjetischen N ote ent­
halten waren, scharf zurückge­
wiesen. Das alles aber bringt 
uns nicht weiter. W ir  empfeh­
len deshalb nochmals, den er­
müdenden Streit, in dem Mos­
kau die rechtsstaatliche Sprache 
der Bundesregierung einfach 
nicht verstehen w ill, auf der 
höheren Ebene einer neutralen 
oder internationalen Feststel­
lung der Tatsachen klären zu 
lassen.



Atomversuche ohne Ankündigung
Nene sowjetische Explosionsserie eingeleitet

Moskau / W ashington (D PA ). 
D ie Sowjets haben eine neue, 
umfangreiche Serie von Atom ­
waffenversuchen eingeleitet. W ie  
fast gleichzeitig von Präsident 
Eisenhower und von der amt­
lichen sowjetischen Nachrichten­
agentur TASS bekanntgegeben 
wurde, fanden bisher zwei 
Atomexplosionen im  Gebiet 
nördlich von Afghanistan statt, 
und zwar am 24. und 30. August.

W issenschaftler im W esten 
hatten die Versuche, die unge­
fähre Stärke der Explosionen 
und den Versuehsort schon re­
gistriert, ehe die amtliche so­
wjetische M itteilung erfolgte.

In  der TASS-M eldung wurden 
gleichzeitig neue Versuche „zur 
Verbesserung der Atomwaffen 
und zur Entwicklung neuer 
W affentypen“ angekündigt. W e i­
ter heißt es: „ In  der Sow jet­
union werden Atomexplosionen 
in der R egel in  größerer Höhe 
ausgelöst, was eine beträcht­
liche Reduzierung der bei den 
Versuchen entstehenden radio­
aktiven Spaltungsprodukte er­
laubt.“

Präsident Eisenhower k r it i­
sierte auf einer Sonderpresse­
konferenz in W ashington die 
Sowjets erneut, w eil sie ihre 
Atomversuche —■ im Gegensatz 
zu den U SA —  niemals vorher 
ankündigen und dadurch die 
notwendigen Vorsichtsmaßnah­
men außer acht ließen. Es sei

bezeichnend, daß die Sowjets, 
während ihre Diplomaten von 
einer Abschaffung der Atom ­
waffen sprechen, ihre Atom ver­
suche unter kriegsmäßigen Ge­
heimhaltungsvorkehrungen fo rt­
setzen. Au f die Frage, ob die 
neue sowjetische Versuchsserie 
die amerikanische Verteid i­
gungsplanung ändern werde, 
sagte der Präsident, es werde 
keine Änderungen dieser A rt 
geben, da man von der An­
nahme ausgehe, daß sich die 
grundlegenden Absichten der 
Sowjets nicht geändert haben.

Gewerkschaftskongreß für Automatisierung
London (D P A ), D ie britischen 

Gewerkschaften billigten  auf 
ihrem Jahreskongreß in  Brigh­
ton einstimmig eine Entschlie­
ßung, in der sie sich fü r eine 
Automatisierung der Industrie 
aussprechen und gleichzeitig 
Sicherheiten gegen eine „rück­
sichtslose Anwendung der Auto­
matisierung durch die A rbeit­
geber“ fordern. Eine zweite R e­
solution, in der die Regierung 
aufgefordert w ird, ein nationa­
les Planungsamt fü r die Auto­
matisierung zu schaffen, wurde 
m it großer Stimmenmehrheit 
abgelehnt.

Der Fall Nina Ponomareva
Moskau hing ihre Hüte an die politische Glocke

D T . Da kommt sie nun aus 
dem Sowjetparadies nach Lon ­
don: N ina Ponomareva, 27 Jahre 
alt, Diskuswerferin, eine Frau 
von „athletischer Statur“ , heißt 
es, — aber eben eine Frau. Sie, 
in  ihrer Heimat unsportlich 
hochgedrillt bis zur W eltm ei­
sterin, konzentriert allein auf 
den Diskus, um als Aushänge­
schild des Sowjetsports m it 
Lorbeer dekoriert zu werden, 
kostet in  London die Freiheit. 
Und sieht, endlich auch einmal, 
m it den Augen einer Frau. D ie 
Warenhaus-Hüte, nach denen 
sie greift, mögen auf sie w ie 
A ttribute einer verlockenden 
W e lt gew irkt haben. Denn der­
artiges gibt es im  Lande der

Appell zum Tag der Heimat
Kuratorium Unteilbares Deutschland an die Bevölkerung
Bonn (Eigenmeldung). Das 

Kuratorium Unteilbares Deutsch­
land hat an die gesamte deut­
sche Bevölkerung appelliert, am 
9. September, dem T a g  der 
deutschen Heimat, durch starke
Beteiligung an den Veranstal 
tungen und durch Beflaggung 
einen sichtbaren Beweis der 
Heimattreue zu geben.

D ie im Kuratorium  zusam­
mengeschlossenen Parteien und 
Organisationen wurden gebeten, 
gemeinsam m it den Verbänden 
der Heimatvertriebenen, der 
Flüchtlinge und den Heim at­
bünden an der Ausgestaltung 
der Gedenkstunden am 9. Sep­
tember tatkrä ftig  mitzuwirken. 
Darüber hinaus wandte sich das 
Kuratorium  an die Kultusmini­
ster m it der B itte, zu veranlas­

sen, daß am Sonnabend, 8. Sep­
tember, oder am darauffolgen­
den M ontag im  Unterricht auf 
Sinn und Bedeutung des H e i­
matrechts und auf die U nteil­
barkeit Deutschlands hingew ie­
sen wird.

Ebert jr. in Westberlin
Berlin (A P ). K u rt Ebert. der 

36jährige Sohn des Ostberliner 
Oberbürgermeisters F r itz  Ebert, 
ist nach W estberlin geflüchtet 
und hat die zuständigen Stellen 
um politisches A sy l gebeten, 
w ie aus gutunterrichteten K re i­
sen bekannt wurde. Ebert 
wurde, w ie berichtet, erst vor 
einigen Tagen aus dem sow jet­
zonalen Zuchthaus Torgau ent­
lassen,

Kopftücher nicht einmal im 
Moskauer Warenhaus GUM — 
wo man übrigens auch bezahlen 
muß und nicht einfach auf 
Russisch „Zapp-Zerapp“ machen 
kann. Doch welches M ißge­
schick: kaum dem strengen
Auge des Trainers entronnen, 
richten sich auf sie auch schon 
die argwöhnischen Blicke des 
Warenhausdetektivs . . .

So w ird  es wahrscheinlich ge­
wesen sein. A lle  .W elt amüsiert 
sich über Nina, w eil ihre T o r­
heit zu diplomatischen Verw ick­
lungen geführt hat. Daß aber 
ein Mensch durch eine falsche 
spontane Handlung in unge­
wohnter Umgebung seine auf­
diktierte K arriere als Diskus­
w erferin  nun wahrscheinlich als 
Schwerarbeiterin in sibirischem 
L a ge r  fortsetzen w ird, stellt 
diesen komischen Zwischenfall 
vor tragischen Hintergrund. 
Töricht haben die sowjetischen 
Behörden in London gehandelt! 
Statt dem Gesetz seinen Lau f 
zu lassen, wom it der Vorfa ll 
zur Zufriedenheit a ller schnell 
erled igt und vergessen worden 
wäre, hängte man ihn an die 
mißtönende politische Glocke: 
Dorthin gehört er am aller­
wenigsten. Denn durch die Ver­
fehlung eines einzelnen Sow jet­
menschen w ird w eder das So­
w jetvo lk  noch das Sow jet­
regim e blamiert. Blamabel für 
Moskau ist jedoch die Reaktion 
der Sportfunktionäre: w eil sie 
m it den üblichen politischen 
Flüchen den Rückzug antraten 
und nicht in  das Stadion zum 
sowjetisch - britischen W ett­
kampfe einmarschierten.



So sind sie wirklich:

Beinahe Widerstandskämpfer geworden . * .
I n einem abgerundeten System 

hat auch die P lanstelle für 
einen Reichsbauernführer vor­
handen zu sein. D ie Anforde­
rungen dazu sind in  allen D ik­
taturen gleich: Der Mann muß' 
irgendwann einmal Bauer g e ­
wesen sein; er muß der Staats­
partei angehören; er muß von 
•Kartoffeln mehr verstehen als 
von hoher Po litik . D ie nämlich 
w ird  andernorts gemacht.

So wurde der Kommunist 
Ernst Goldenbaum Führer einer 
sowjetzonalen Pa rte i: Der „D e­
mokratischen Bauernpartei 
Deutschlands“ (D B P). In  kei­
ner Regierungsliste und keiner 
sonstigen W ürdigung w ird  er 
als M itg lied  der SED vermerkte 
„Seine“ Parte i hat in  Volks­
kammer und Staatsapparat die 
unabhängige Stimme einer un­
abhängigen Parte i. Bei L ich te 
allerdings . . .

Kommunist von der Stange
Goldenbaum ist „Konfektions­

kommunist“ , oder —  w ie  man 
in  der K P D  sagte —  „Komm u­
nist von der Stange“ . Das heißt, 
er hat die Partei, nach den nor­
malen Kaderregeln  durchlaufen. 
Sie hat ihn emporgehoben und 
er ist immer gerade das, was 
die Parte i an ihm haben w ill. 
E in  Funktionär ohne Profil, 
einer von der laufenden Strick­
liste sozusagen.

Goldenbaum wurde im  Dezem­
ber 1898 in  Parchim  als Sohn 
eines Landarbeiters geboren. 
Nach dem Volksschulbesuch ar­
beitete er als Arbeiter auf einem 
Gut und wurde 1917 kaiserlicher 
Kavallerist. 1919 stieß er in 
Prenzlau zur U SPD  und siedelte 
anläßlich einer Berlin-Reise zur 
K P D  um, die ihn einfach aus 
Mangel an geeigneten Kadern 
1921 zum 2. Bezirkssekretär fü r 
Mecklenburg ernannte. Golden­
baum ist geis tig  etwas schwer­
fä llig , aber er hatte einen V or­
zug: E r konnte m it den meck­
lenburgischen und pommerschen 
Landarbeitern reden,- ohne sich 
gleich als Funktionär unbeliebt 
zu machen. Seine Karriere war 
nicht überwältigend: Stadtver­
ordneter von Parchim, später 
dort Gewerkschaftsvorsitzender 
des ADGB. Nebenbei ein ige 
Jahre M itarbeit an der K P -Z e i-

ERNST GOLDENBAUM

tung „Volkswacht“ , Rubrik 
„Vermischtes fü r die Landw irt­
schaft“ . Zweimal gehörte er dem 
mecklenburgischen Landtag an, 
ohne den Parlamentarismus zu 
beleben.

„E rbhof“  oder 20. Juli ?
Warum ihn die Nazis 1933 für 

neun Monate einsperrten, wurde 
n ie ganz geklärt. Sie entließen 
ihn auch anstandslos und er 
w ar bis 1944 als selbständiger 
Landw irt (H of von KP-G eldern  
erstanden) in  Parchim  tätig. 
Durch einen seltsamen Zufall 
wäre er beinahe Erbhofbauer 
geworden, da der H ofkauf „um 
ein ige Ecken herum“ getätig t 
worden war. Durch einen noch 
seltsameren Zufall wurde er in 
den K re is der 20.-Ju li-Leute 
einbezogen, ohne jemals W ider­
stand geleistet zu haben. H ier 
spielte ihm das Schicksal zum 
ersten Male übel m it: E r kam 
in  das K Z  Neuengamme und 
•wurde später m it dem KZ-Sehiff 
„Cap Arcona“ versenkt, wobei 
er sich - m it nur wenigen L e i­
densgefährten zu retten ver­
mochte. Später hat ihm dieser 
ODF-Nimbus gute Dienste ge­
leistet . . .

Der Au fstieg
1945 wurde er in Parchim Bür­

germeister und in Mecklenburg 
verantwortlich fü r die Boden­

reform . E in  halbes Jahr nach 
dem Zusammenbruch hatte er 
als M inisteriald irektor das länd­
liche Schulwesen Mecklenburgs 
zu reorganisieren. 1946 wurde 
er Vorsitzender der Vereinigung 
der gegenseitigen Bauernhilfe 
(VdgB ), immer noch M itglied 
der K P D  bzw. der SED.

1948 kassierte das Z K  der 
SE£D Goldenbaums Parteim it­
gliedschaft und trug ihm auf, 
eine „neue Parte i“ zu gründen. 
Seit dieser Zeit is t er Chef der 
„Demokratischen Bauernpartei“ . 
M it ihm legten insgesamt 44 
höhere SED-Fünktionäre ihre 
bisherigen Mitgliedsbücher in 
den Stahlschrank des Zentral­
komitees, zu späterer Verwen­
dung. Bis heute aber scheint 
dem Z K  die Existenz einer 
„Bauernpartei“  lohnender zu 
s e in . . .

Goldenbaums Funktionen fü l­
len mehr als eine Karteikarte: 
M itg lied  des Präsidiums des 
Nationalrats der Nationalen 
Front, Präsid ialm itglied des 
Deutschen Friedensrates, Vor­
standsmitglied des Komitees 
der antifaschistischen W ider­
standskämpfer, Volkskammer­
abgeordneter, T räger des Vater­
ländischen Verdienstordens, 
Ehrenm itglied der FDJ, In ­
haber der Medaille „F ü r V er­
dienste um den Frieden“ und 
einiges mehr.

Gipfelpunkt seiner Karriere 
w ar der Ministersessel für Land- 
und Forstwirtschaft. E r  hat ihn 
seit B ildung der „Prov isori­
schen Regierung“ im  Oktober 
1949 nur ein Jahr lang benut­
zen dürfen. Dann w ar es offen­
kundig, daß nicht jeder, der die 
drei Voraussetzungen eines 
„Reichsbauernführers“ besitzt, 
auch ein Ministerium, und sei 
es ein kommunistisches, leiten 
kann. D ie Goldenbaum kennen, 
sagen: „E r tut nichts Böses! 
H a lt ein bißchen langsam, aber 
—  er hat ja  auch nichts zu tun !“ 
Immerhin —  dies ist das P o r­
trät eines Chefs einer sowjet- 
zonalen P a r te i . . .



Kana eia SED-Mitglied Christ Weihen?
Kommunistische Kandidatenwerbung mit allen Registern

W er M itg lied  der SED werden w ill, hat gegenwärtig a lle 
Chancesa. D ie  SED w ill bis zum Jahresende rund 50 000 neue 
Kandidaten werben, vornehmlich proletarischer Abkunft sollen 
sie sein. A ber man ist nicht wählerisch. Vom „K leinkapiia listen“  
bis zum ehemaligen NSDAP-Funktionär w ird  über jeden F rage­
bogen hinweggesehen. Sogar Vorstrafen bis 1049 einschließlich 
werden unter gewissen Umständen nicht als hindernd ange­
rechnet. Daß die Nachfrage nach dem Parteidokument trotzdem  
nicht so he ftig  ist, beweist d ie Diskussion im SED-Zentralorgan, 
in der die Pa rte i alle Bedenken der Zögernden und Zweifelnden 
zu zerstreuen sucht. Eine der letzten hier von der SED getro f­
fenen Feststellungen zu diesem Thema lautete: Niemand w ird  
einem SED-M itglied die Religions-Ausübung oder die Zuge­
hörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft verwehren.
Tatsächlich g ib t es in den 

SED-Statuten keinen S a tz ,'  der 
eine derartige Beschränkung 
erkennen läßt. Und die D D R- 
Verfassung garantiert fre ie  R e ­
ligionsausübung darüber hinaus. 
W as aber sagt die P rax is  fü r 
die M itg lieder der SED ?

Es ist noch keine zwei Jahre 
her, als in  Potsdam  der F a ll 
eines SED-Sekretärs Furore 
machte, der sich auf den aus­
drücklichen Wunsch seiner ka­
tholischen Frau kirchlich trauen 
ließ. Der Mann hatte eine Stel­
lung in  einem Ostberliner M i­
nisterium anzutreten und seine 
Potsdamer Funktion bereits in 
a ller Ordnung übergeben. D ie 
Tatsache, daß er sich dazwi­
schen kirchlich trauen ließ, 
wurde als Skandal gewertet und 
die SED-Bezirkslei tung Po ts­
dam „empfahl“  der Kaderabtei­
lung des betreffenden M iniste­
riums, sich besser einen ande­
ren Mann zu besorgen. W ider 
Erwarten stellte sich nun der 
betroffene SED-Funktionär auf 
den Standpunkt der A rbeitsge­
setze und verklagte vor Ser Be­
zirks-Staatsanwaltschaft das 
Ministerium. E r vertrat dabei 
die Meinung, daß er gerade als 
SED-M itglied die Gleichberech­
tigu ng geachtet habe und inso­
fern  keine Handhabe besaß, 
seine Frau von einer kirchlichen 
Trauung abzuhalten. Darüber 
hinaus habe er es als im höch­
sten Maße unklug angesehen, 
die Frau eines künftigen R e­
gierungsfunktionärs in ihren 
religiösen Gefühlen zu verlet­
zen. Erst in  der Ehe werde er 
versuchen, die Frau zu seinem 
marxistisch - materialistischen 
Standpunkt zu bekehren.

D er Mann hat dann irgend­
eine andere Funktion bekommen 
und der Vorfa ll wurde rasch 
vergessen. Aber w ieviel SED- 
M itglieder können bestätigen, 
daß ihnen wegen der Konfir- 
m ierung eines Sohnes oder einer 
Tochter in  der Parteigruppe 
Vorhaltungen gemacht worden 
sind. Jedes SED-M itglied, das 
selbst m it der K irche in  V er­
bindung steht oder auch nur 
die kirchliche Bindung eines 
Fam ilienm itgliedes duldet, be­
käme in  der Kader-Beurteilung 
sofort einen entsprechenden 
Vermerk.

Beispiel FD 3

Das beste Beispiel aber ist 
die FD J. In  ih r herrschen noch 
lange nicht so strenge Regeln  
w ie im  Apparat der SED und 
es wäre theoretisch durchaus

Nur noch 94 000 Arbeitslose
Berlin (Eigenmeldung). Im  

August ist d ie Zahl der B erli­
ner Arbeitslosen nochmals um 
5914 auf 93 789 zurückgegangen, 
nachdem im  Juli zum ersten 
M ale die Hunderttausender- 
Grenze unterschritten worden 
war. Damit ist d ie Zahl der 
Arbeitslosen um etwa 24 000 
n iedriger als zur gleichen Zeit 
des Vorjahrs.

D ie Zahl der Unterstützungs­
empfänger hat sich im August 
noch stärker, nämlich um 8369, 
vermindert, so daß je tz t nur 
noch 66175 Unterstützte vor­
handen sind. Davon sind etwa 
ein D rittel Empfänger der 
Arbeitslosenunterst;' tzung und 
zwTei D rittel Bezieher von A r­
beitslosenhilfe.

möglich, daß sich ein FD J-M it- 
g lied  konfirmieren läßt. Der be­
treffende Junge w äre jedoch 
einfach fü r d ie Zukunft erle­
d ig t ! E in  FD J ler hat ein P ro ­
pagandist des Atheismus zu 
sein. E r soll —  so es ihm m ög­
lich ist —  seine E ltern  und Ge­
schwister der K irche entfrem­
den. D er Atheismus w ird  ihm 
in  jeder Schulungsstunde in 
tausendfacher Variante geboten. 
In  ländlichen Gemeinden, wo 
die K irche o ft  einen starken 
Einfluß besitzt, werden, bewußt 
und provokatorisch am Sonn­
tagm orgen Geländespiele und 
Ausmärsche anberaumt, ohne 
daß die F D J  danach fragt, ob 
ihre M itg lieder vielleicht der 
K irche angehören. Oder ver­
suche doch einmal ein SED- 
M itglied , sich wegen eines K ir ­
chenbesuches von einer sonn­
täglichen Demonstration zu ent­
schuldigen !

Es g ib t vie le Sozialisten, die 
sich ihren christlichen Glauben 
bewahrten. D ie SED hofft, auch 
diese zu sich heranzuziehen und 
sie —  haben sie erst einmal das 
M itgliedsbuch angenommen — 
ihres Glaubens zu berauben. Es 
spricht dabei fü r die Hinterhäl­
tigkeit der Parte i, daß sie der­
art heikle und jedermann be­
kannte D inge überhaupt erst 
diskutiert.

Werbung um jeden Preis
Nicht anders ist es m it den 

übrigen „Argumenten“ . S tets. 
w ird  die angebliche Meinung 
der „noch Zweifelnden“ zitiert. 
So seien vie le der Meinung, als 
SED-M itglied habe man keine 
Freizeit, andere sagten, man 
habe als Genosse „ ja  doch kei­
nen Einfluß, w eil die oben alles 
entscheiden“. D ie auf W erbung 
um jeden Pre is bedachte Partei 
w iderlegt es ihnen: D ie Zeit für 
die Parteiarbeit sei relativ sehr 
gering, die innerparteiliche D e­
m okratie gestatte es praktisch 
jedem  kleinen Genossen, die 
P o litik  des Zentralkomitees zu 
beeinflussen und anderen Un­
sinn mehr. Und immer w ieder 
dringt der Notschrei durch: 
„Kom m t zur Parte i! W ir  brau­
chen M itglieder an der Front 
des Fünfjahrplanes!“  V ielleicht 
ist dieser Notschrei das beste 
K riterium  fü r die gegenwärtige 
Stärke der SED.



wegwHça

dm-
M £ií>T£ ft

.Die d ie  Sphinx soll unlösbare Eäisel SOMMER 1956: Ohne Worte 
aufgegeben haben!“

Die unmögliche Parole
(Fortsetzung von Seite 2)

ihm eine unmögliche und ge­
fährliche Parole. Geschlagen 
w ird  dann nicht diese oder jene 
Partei, sondern schwer geschla­
gen w ird  die Sache, die als 
oberstes Z iel der deutschen P o ­
litik  uns a lle verpflichtet. Eine 
solche Auseinandersetzung w ür­
de eine Erbitterung schaffen 
und hinterlassen, die nach den 
Wahlen nicht m it einem freund­
lichen Händedruck w ieder zu 
beseitigen wäre. Ganz gleich, 
w er dann reg iert: er w ird  es 
vie l schwerer als vorher haben, 
eine reale P o litik  der W ieder­
vereinigung erfolgreich zu füh­
ren.

W ir  stehen wahrscheinlich 
kurz vor der Übergabe der Note 
an die v ier Mächte, m it der die 
Bundesregierung zum erstenmal

die diplomatische In itia tive in 
der F rage  der W iederverein i­
gung ergreift. D ieser deutsche 
Schritt hat nicht nur eine außen­
politische, sondern auch eine 
nicht geringe innenpolitische 
Bedeutung. Es sollte und müßte 
nämlich der Versuch gemacht 
werden, auf der Grundlage der 
in der N ote entwickelten P o li­
tik  der W iedervereinigung zw i­
schen Regierung und Opposi­
tion zu einer Bereinigung der 
Vergangenheit und zu einer 
möglichst einheitlichen Au ffas­
sung fü r die Zukunft zu gelan­
gen —  vor den W ahlen und 
nach den Wahlen. Anderenfalls 
ist zu befürchten, daß uns die 
Chance, die deutsche Außenpoli­
tik  m it dem Gewicht des ganzen 
Volkes fruchtbarer und erfo lg ­
reicher zu machen, nicht mehr 
leicht gegeben sein w ird.

SSO, herhören!
Der kleine TA G  w ird  ver­

sandt und verte ilt ohne 
Bücksiclit auf d ie politische 
Gesinnung des Empfängers, 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit sa 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den Meinen TAG 
also rah ig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben, übrigens 
w ird  er auch dort gern 
gelesen.
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BILDER DER WOCHE. Oben: Rund 800 000 Teilnehmer aus allen Teilen Deutschlands 

wohnten der Schlußkundgebung des 77. Katholikentages in Köln bei. Cm eine riesen­

hafte, schwebende Dornenkrone hatten sie sich vereinigt. — Cnten: So soll künftig der 

Berliner Fernbahnhof Zoologischer Garten aussehen. Ein gläsernes Bahnhofsrestaurant 

wird dem neuen Vorplatz ein besonders modernes Gepräge geben.


